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svll hier nicht verteidigt oder gar angepriesen werden. Auf ökonomischemGe¬
biete, in allen Fragen, wo ein Konflikt von Bernfsinteressen zu Tage tritt, würden
die Vertreter der Berufsklassen, gctren ihrem Mandat, für die Sache ihrer
Kommittenten in derselben Weise einzutreten haben, wie dies heute vonseiteu der
Vertreter der einzelnen Parteien geschieht. Ein derartiges Verfahren würde
aber nicht ausschließen, daß in der Beratung solcher Angelegenheiten, die von
dem Gewicht materieller Interessen nicht direkt oder nicht überwiegend beein¬
flußt sind, ein höherer Staudpunkt eingenommen wird und die Rücksicht auf
das Gemeinwohl, die Nationalehre, die internationale Machtstellung u. s. w. die
Entscheidung bestimmt.

Die Vorzüge, welche die Berufsklasseuwahl mit freier Ausübung des pas¬
siven Wahlrechtes vor dem jetzt geltenden System geographisch abgegrenzter
Wahlgenvssenschaften auszeichnen, werden indessen kaum imstande sein, die Ab¬
schaffung des jetzigen Systems zu rechtfertigen, wenn sich nicht mit dieser Neue¬
rung eine andre, gleichwichtigeleicht verbinden ließe.

Die beabsichtigten Änderungen und Ergänzungen
des Gerichtsverfassungsgesetzes und der Strafprozeßordnung.

von Otto Gerland.

nterm 9. Mai d. I. hat der Reichskanzler dem Reichstage den
Entwurf eines Gesetzes, Änderungen und Ergänzungen des Gerichts-
verfassuugsgesetzes uud der Strafprozeßordnung betreffend, vor¬
gelegt (Stenographische Berichte, Session 1884/85, Anlage 399).
Dieser Entwurf ist zwar wegen des bald darauf erfolgten Schlusses

des Reichstages nicht mehr zur Erledigung gekommen, wird aber jedenfalls bei
der Dringlichkeit der Sache in gleicher oder veränderter Gestalt den nächstem
Reichstag beschäftigen, und es dürfte deshalb zweckmäßigsein, ihn nach seinem
wesentlichsten Inhalte hier mit einigen Worten zn besprechen.

Die Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 hat schou bald nach ihrer
Einführung, wie die Begründung des hier besprochnen Entwurfs zugiebt, viel¬
fach eine ungünstige Beurteilung erfahren, ja nicht wenige ihrer Vorschriften
sind sowohl in den .Kreisen der Fachmänner wie in Laicnkreisen lebhaft an¬
gefochten worden. Namentlich wurde sehr energisch die Wiedereinführung des
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Rechtsmittels der Berufung verlangt. Die verbündeten Regierungen glaubten,
daß diese Frage bei der kurzen Giltigkeit des Gesetzes noch nicht genügend
geklärt sei, und es sieht daher der Entwurf zunächst von der Wiedereinführung
der Berufung ab. Es ist das zu beklagen, wenn man auch den Standpunkt
der verbündeten Regierungen zur Zeit für den richtigen wird halten müssen.
Für die Wiedereinführung der Berufung haben sich so überwiegende Stimmen
geltend gemacht, daß es hier einer Erörterung dieser Frage kaum bedarf, daß
man vielmehr die Notwendigkeit dieses Rechtsmittels als feststehend betrachten
kann. Es kann ja stutzig machen, daß sie vielfach nur zu dem Zwecke ver¬
laugt wird, dem Angeklagten eine noch größere Sicherheit als bisher gegen
(ungerechtfertigte) Verurteilungen zn geben; aber wenn man auch nicht auf
diesem Standpunkte steht, so wird man doch sowohl im Interesse des An¬
geklagten als des durch den Staatsanwalt vertretenen Gemeinwesens dringend
wünschen müssen, daß eine höhere Instanz die erstinstanzlichenUrteile nicht bloß
bezüglich der angeblich vorgekommenenGesetzesverletzungen,sondern auch wegen
der Beurteilung der Thatfrage prüfen könne und nicht einfach an die „Feft-
stelluugen" der ersten Instanz gebunden sei. Wenn nun die Begründung sagt,
daß die Berufung nicht mit dem Grundsatze der Mündlichkcit und Unmittclbarkeit
des Verfahrens übereinstimme, so dürfte dies prozeßrechtlich nicht richtig sein,
da man ja sonst auch nicht die Berufung gegen die schöffengerichtlicheu Urteile
zulafseu dürfte. Nichtig ist diese Ansicht nur, wenn man sie auf die jetzige
Organisation unsrer Gerichte anwendet; dieser gegenüber ist allerdings, wenn
man Mündlichkeit uud Unmittelbarkeit des Verfahrens will, die Einführung der
Berufung mit Rücksicht auf die bei weitem zu groß gewählten Gerichtssprengel
undurchführbar. Es bleibt deshalb, wenn man die Berufung für notwendig
hält, nichts übrig, als die Gerichtssprengel kleiner zu machen, als sie jetzt sind,
nicht aber die für nötig erkannte Berufung wegen der großen Gerichtssprengel
auszuschließen. Zweierlei war für die Herstellung der jetzigen großen Gerichts¬
bezirke maßgebend, einmal die Hoffnung, durch das Zusammenleben einer größern
Zahl von Nichtern ein regsameres wissenschaftlichesLeben zu schaffeu, uud so¬
dann der Finanzpunkt. Was das wissenschaftlicheLeben anlangt, dessen Rück¬
wirkung auf die Rechtsprechung unleugbar ist, so läßt sich ein gelinder Zweifel
aufstellen, ob die Beschäftigung mit der Wissenschaft mit der Zahl der Richter
eines Gerichtes wachse. Mit der wachsenden Richterzahl nimmt die Möglichkeit
des Verkehrs der Nichter untereinander ab; je größer die Zahl der Kammern
eines Gerichts ist, desto weniger wird der einzelne Nichter, vielleicht eine Autorität
in einer gewissen Branche, Bedeutung haben, da er ja nur in seiner Kammer
mitwirken kann. Ein normal eingerichtetes Gericht dürfte nur eine Zivil- und
eine Strafkammer haben, damit jedes Kanunermitglied von allen Sachen Kenntnis
erhalte, und dürfte mit Arbeit nicht so überhäuft sein, daß nicht alle vorkommenden
Sachen einer gründlichen Durcharbeitung, möglichenfalls einer Zirkulation bei
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den einzelneil Kammermitgliedern unterzogen werden können; sorgt man dann
daneben für tüchtige Vorsitzende, was ja in der Hand der Justizverwaltung
liegt, so wird es am wissenschaftlichenLeben schon nicht fehlen. Auch der
Finanzpunkt würde sich vermutlich leichter erledigen, als es den Anschein hat.
Eine Hauptcrsparnis muß durch Verminderung der Auslagen für Zeugengebühren
geschaffen werden, indem man soviel als möglich detachirte Strafkammern
schafft,") nicht nur überall, wo drei Amtsrichter an einem Gerichte beschäftigt
sind, sondern auch da, wo zwei Amtsrichter thätig sind und ein dritter von
einem Nachbargerichte leicht zugezogen werden kann. Man wird auch vielfach
die Landgerichte, vielleicht in Anlehnung an schon bestehende detachirte Straf-
und Handelskammern, teilen können, ohne daß jedesmal eine Vermehrung des
Richterpersonals eintreten müßte, da erfahrungsmäßig nicht alle Landgerichte
übermäßig beschäftigt sind, oder, wo zwei Strafkammern nebeneinander bestehen,
es ziemlich gleichgiltig ist, ob dieselben in einer Stadt oder an verschiednen
Orten mntiren. Es würden in dieser Hinsicht die Bezirke der früheren preußischen
Kreisgerichte und Deputationen maßgebend sein können. Auch eine Teilung der
Oberlandesgerichte wäre durchführbar, der Art, daß je eines mindestens auf ein
Gebiet von der Größe eines preußischen Regierungsbezirkes käme. Die Kriminal¬
senate der Oberlandesgerichte sollen jetzt keineswegs an Arbeitslast leiden, und
wenn sie anch bei Einführung der Berufung gegen die Urteile der Landgerichte
stärker als bisher beschäftigt werden würden, so, würde es auch bei diesen
Gerichten nicht nötig sein, daß zwei Senate an ein und demselben Orte Recht
sprechen. Ließe sich aber eine Vermehrung der Oberlandesgerichte nicht durch¬
führen, so könnte man vielleicht eine ähnliche Einrichtung wie die alten
hamwverschen großen und kleineu Obergerichte oder Senate schaffen, welche
sämtlich erftinftanzlich wie unsre Landgerichte, die großen aber gleichzeitig als
zweite Instanz thätig waren. Jrgeudeinen bestimmten Vorschlag zu machen,
ist natürlich nur auf Grund vollständigen statistischenMaterials möglich, deshalb
mögen auch die vorstehenden Ausführungen nicht als positive Vorschläge, sondern
nur als hingeworfene Gedanken angesehen werden, welche vielleicht nicht selbst
die richtige Lösung der Frage enthalten, wohl aber zu dieser Lösung beitragen
können. Da jedenfalls noch viele wichtige Fragen erörtert werden müssen, ehe
die thatsächliche Grundlage für die Möglichkeit der Wiedereinführung der Be¬
rufung geschaffenwerden kann, so ist es gewiß nur zu billigen, wenn die Ver¬
bündeten Negierungen zur Zeit noch von der Wiedereinführung dieses Rechts¬
mittels absehen. Hoffen wir aber, daß die nötigen Ermittlungen, auf welchem
Wege die Berufung wieder eingeführt werden könne, möglichst beschleunigt
werden, damit der hierauf gerichtete, man kann Wohl sagen, allseitige Wunsch
recht bald in Erfüllung gehe.

Vergl. meine Ausführungen hierüber m den Grenzboten 1834, Bd. I, S. 632 ff.
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Wirkliche Reformen bezweckt nun der Entwurf, ohne an den grundlegenden
Prinzipien der neuen Justizgesetzgebung zu rühren, namentlich mit Bezug auf

die Erleichterung des Geschwornendienstes,
eine anderweite Regelung der Geschäftsbehcmdlung bei den Kollegial¬

gerichten,
die Erweiterung des Kontumazialvcrfahrens, und
die Vereidigung der Zeugen,

daneben noch bezüglich einiger untergeordneten Punkte.
Selbstverständlich konnten bei dem Zusammenhange der Justizgesetzeunter-

einander diese Änderungen nicht auf das Gebiet der Strafprozeßordnung begrenzt
werden, machten vielmehr zum Teil auch ein Übergreifen in dasjenige des
Gerichtsvcrfassungsgesetzes erforderlich. Prüfen wir diese Neformvorschläge im
einzelnen.

Die Erleichterung des Geschwornendienstes wird in mehrfacher Weise be¬
absichtigt: vor allem sollen eine Anzahl Sachen, welche jetzt dem Urteil der
Geschworuen unterliegen, den Landgerichten zugewiesen werden. Aus prozessualeu
Gründen soll dies mit Sachen, bei denen Eingeständnis vorliegt, entsprechend
dem frühern preußischen Prozesse, geschehen, eine Bestimmung, die naturgemäß
ist, da die Geschwornen nur zur Entscheidung der Thatfrage berufen sind, bei
vollem, glaubhaftem Eingeständnisse aber diese Frage keiner Entscheidung mehr
bedarf; unverständlich ist es nur, daß der Angeklagte hierzu seine Zustimmung
geben soll und daß man die Erleichterung nur für diejenigen Verbrechen zu¬
lassen will, welche nur mit Freiheitsstrafen auf Zeit bedroht sind. Aus
materiellen Gründen soll die Aburteilung des Meineides, der Urkunden¬
fälschung, der Amtsverbrechen und der nach der Konkursordnung strafbaren
Verbrechen, welche bisher den Geschwornen zustand, diesen entzogen und den
Landgerichten überwiesen werden, weil dabei teils schwierige Rechtsfragen beur¬
teilt, teils bedeutende thatsächliche Materialien beherrscht werden müssen, was
von Geschwornen nicht leicht geleistet werden könne. Freilich enthält diese Be¬
stimmung eine Verurteilung der Schwurgerichte, wie man sie sich kaum stärker
denken kann; dennoch wird sich jeder, der nicht mit der Geschwornenbank den
Begriff einer besondern Erleuchtung, einer Quasi-Jnspiration verbindet, nur dafür
erklären können, da nichts mehr geeignet ist, das ganze Institut der Geschwornen
zu untergraben, als die Überweisung von Sachen zur Aburteilung an dieselben,
denen sie nicht gewachsen sind. Wer, wie der Verfasser dieses Aufsatzes, über¬
haupt gegen die Geschwornen ist, muß sich natürlich über jede Maßregel freuen,
welche zur Einschränkung derselben führt. Von diesem Gesichtspunkte aus
muß auch der Satz der Begründung hervorgehoben und dem Gedächtnis em¬
pfohlen werden, daß die seit dem ersten Oktober 1879 von den Vorsitzenden
der preußischen Schwurgerichte erstatteten Berichte eine erhebliche Anzahl von
Fällen anführen, in denen die Wahrsprüche der Geschwornen als offenbare Fehl-
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griffe bezeichnet werden/") Ob die nebenbei vorgeschlagenen, hier nicht näher
intercssirenden Maßregeln für eine schärfere Prüfung bei der Aufstellung der
Geschwornenliste in dieser Richtung eine Besserung hervorrufen werden, ist ab¬
zuwarten; mir sind ähnliche Urteile über Wahrsprüche bei ganz ausgezeichnet
zusammengesetztenGeschwornenbänken vorgekommen.

Als eine» sehr bedenklichenVorschlag wird man bezeichnen müssen, daß
nach dem Entwürfe die Verhandlung und Entscheidung eines zur Zuständig¬
keit des Schwurgerichtes gehörigen Verbrechens dem Landgerichte überwiesen
werden soll, wenn nach den Umständen angenommen werden muß, daß auf Ge¬
fängnisstrafe zu erkennen sein werde. Es entspricht dies zwar der bereits in
Kraft befindlichenBestimmung des Gerichtsverfassungsgesetzes, nach welcher das
Landgericht eine Anzahl seiner Zuständigkeit unterworfener Vergehen unter ge¬
wissen Uniständen dem Schöffengerichte zur Aburteilung überweisen kann, aber
eine größere Verletzung des Grundsatzes der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit
des Verfahrens ist doch kaum zu deukeu. Nur auf Grund eines Ermittelungs¬
verfahrens oder (bei dem Schwurgerichtsverfahren) einer Voruntersuchung, ohne
daß das zuständige Gericht den Angeklagten oder einen Zellgen persönlich ge¬
sehen hat, soll es den Fall nach dem Strafmaße abschätzen und dem Ange¬
klagten die ihm vom Gesetze bewilligte Wohlthat der Aburteilung durch ein
höheres Gericht, also im vorliegenden Falle das Schwurgericht, eutzieheu, womit
gleichzeitig ganz andre Verhältnisse bezüglich der Rechtsmittel fiir den Ange¬
schuldigten maßgebend werden. Und zu dieser tiefeingreifenden Maßregel soll
die Zustimmung des Angeklagten nicht erforderlich sein! Freilich soll die er¬
kennende Strafkammer, wenn sie nach dem Ergebnis der Verhandlungen eine
schwerere Strafe für verwirkt hält, die Sache an das Schwurgericht ver¬
weisen, ohne daß gegen diese Verweisung eine Beschwerde zulässig wäre; allein
abgesehen von der Verzögerung der Aburteilung des betreffenden Straffalles
und der erheblichen Vermehrung der Kosten, wird sich die Strafkammer durch
den Beschluß, welcher ihr die Sache zuweist, nicht mehr oder weniger beein¬
flussen lassen, zumal da, wogegen ja nichts einzuwenden ist, nicht bloß wie
bisher zwei, sondern alle Richter, welche nm Verweisungsbeschluß teilge¬
nommen haben, bei der Aburteilung mitwirken können. Die Art der Gesetzes¬
übertretung, nicht die zufällige im einzelnen Falle angemessene Strafe, begrün¬
det die Zuständigkeit des Gerichtes, und jeder Versuch, die orduuugsmäßige
Zuständigkeit der Gerichte zu durchbrechen, muß aufs lebhafteste bekämpft
werden.

Sodcnm soll, um den Gcschworncndienst zu erleichtern, die Zahl der Ge¬
schwornen herabgesetzt uud die Bildung der Gcschwornenbankueu geregelt werden.
Beide Bestimmungen des Entwurfes sind nicht zu billigen. Die Begründung

*) Begründung S. 2002.
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sagt mit Unrecht, daß die jetzige Zwölfzahl der Geschwornen nur eine willkür¬
liche sei; diese Zahl hängt unzweifelhaft mit dem mittelalterlichen Duodezimal-
shstcm, mit welchem wir zwar offiziell, aber nicht immer im Leben gebrochen
haben, zusammen: das Dutzend war die erste größere Summe, mit welcher man
rechnete, ein dutzendmal genommen, gab sie das Groß, was war natürlicher, als
daß man auch das Kollegium, welches stärker als die Dreizahl sein sollte, auf ein
Dutzend Mitglieder festsetzte. Es war also eine gewisse Notwendigkeit vorhanden,
diese Zahl für ein größeres Kolleg zu wählen, und instinktiv fühlte das Volk
diese Notwendigkeit heraus. Die alteu Römer, welche mehr dem Dezimal¬
system anhingen, wählten Dezemviren und besaßen ein Zentumviralgericht. Wäre
aber auch die Zahl zwölf für die Geschwornen von Haus aus wirklich eine rein
willkürliche gewesen oder allmählich geworden, so wird dies die Zahl sieben,
welche der Entwurf einführen will, noch viel mehr sein; der Gedankengang des
gelehrten Juristen, über dem Kollegialgericht erster Instanz, welches naturgemäß
aus drei Nichtern (Juristen allein oder Juristen und Laien zusammen) besteht,
die höhere Instanz aus fünf, die höchste aus sieben Richtern bestehen zu lassen
nnd demgemäß die Geschwornen dem höchsten Nichterkolleg gleich zu bilden,
wird dem Volke niemals einleuchten. Glaubt man die Geschwornen beibehalten
zu müssen, dann lasse man sie auch in der Zahl, wie sie sich bei uns einge¬
bürgert haben; will man letzteres nicht, dann beseitige man das ganze Institut
und ersetze es durch Schöffen.

Ebenso unpraktisch sind die Vorschläge, die Geschwornenbank für jede ein¬
zelne Sache im voraus für die ganze Sitzungsperiode auf einmal in einer
vorbereitenden Sitzung, und gleichzeitig, wenn der Staatsanwalt und die be¬
teiligten Angeklagten nichts dagegen einzuwenden haben, für sämtliche auf
einen und denselben Tag angesetzte Sachen nur eine einzige Geschwornenbauk
zu bilden. Bei der jetzigen Einrichtung ist das Ablehnungsrecht der Parteien
ein sehr wichtiges Recht, welches in keiner Weise beeinträchtigt werden darf.
Wie kann nun der Staatsanwalt beim Beginn der Periode alsbald über¬
schauen, wer sich vorzugsweise zum Geschwornen eignet? Er macht oft erst wäh¬
rend der Aburteilung der ersten Sachen Erfahrungen, welche er bei den spätern
zur Verhandlung kommenden ausnutzen möchte. Die Verteidiger aber müssen
alle, mögen sie auch, was bei den jetzigen großen Schwurgerichten sehr oft
vorkommt, noch so weit von dem Sitze des Schwurgerichts entfernt wohnen,
zur Eröffnungssitzung erscheinen, da kein Verteidiger, der es mit seiner Ver¬
teidigung ernst nimmt, das Ablehnungsrecht durch einen andern ausüben lassen
wird, auch eine schriftliche Instruktion nach der Geschworncnliste nicht geben
kann, wenn ihm nicht, was ein sehr seltener Zufall wäre, alle Geschwornen per¬
sönlich bekannt sind. Welche Kosten entstehen dadurch für die Verteidigung,
und diese fallen beim Schwurgerichte vorzugsweise der Staatskasse zur Last.
Es wird aber dabei garnicht viel gewonnen, denn die Zahl der Geschwornen,
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welche für sämtliche Sachen ausgelost oder abgelehnt werden, ist crfahrungs-
mäßig gering, und derjenige, welcher für einen halben oder einen ganzen Tag
ausfällt, kann doch wegen der Entfernung seines Wohnortes vom Schwur-
gerichtsfitze auf diese kurze Zeit nicht nach Hause, da nicht alle Geschwornen
an Eisenbahnstationen wohnen. Fällt aber bei einer längern Sitzungsperiode
mehr als einer der im voraus bestimmten Geschwornen (für einen soll ein
Ergänzungsgcschworner gezogen werden) aus, was auch der Erfahrung
nach keineswegs selten ist, so war doch die ganze Arbeit umsonst geschehen. Und
wie wenig wahrscheinlich ist es, daß bei mehreren auf einen Tag angesetzten Ver¬
handlungen alle Beteiligten sich auf dieselben Geschwornen einigen! Nein, die
Absicht ist gut, den Geschwornen Erleichterung zu verschaffen, aber auf dem
im EntWurfe vorgeschlagenen Wege ist es nicht möglich. Vielleicht ließe sich
aber auf andre Weise Abhilfe der jetzt empfundenen Übelstände schaffen, nnd
ich möchte hier einen Gedanken aussprechen, dessen Durchführung zwar scheinbar
die Last vergrößert, in Wahrheit aber erleichtert, und der unter voller Beibe¬
haltung des jetzigen Schwurgerichtes dasselbe unter Beseitigung manches andern
Ubelftcmdes dem Organismus der ordentlichen Gerichte einverleiben würde und
gleichzeitig durch analoge Übertragung auf die Schöffengerichte auch für diese
eine Vereinfachung der Organisation zur Folge Hütte. Ich muß, um dies
darzulegen, etwas weiter ausholen.

Die Schwurgerichte bilden jetzt selbständige Gerichte, nnd ihre Berzirke
sind vielfach aus mehreren Landgerichtsbczirkcnzusammengesetzt,sie können des¬
halb nur periodisch zusammentreten und haben dann alle spruchreifen Sachen
ihres Bezirkes abzuurteilen. Es hat dies für den Angeklagten den nicht zu
unterschätzenden Nachteil, daß er oft monatelang auf die Aburteilung seiner
Sache warten muß, die Verhandlung gewinnt nicht, wenn zwischen der That
nnd der Aburteilung derselben längere Zeit liegt, der Fiskus aber hat, abgesehen
von den längeren Verpslegungskosten für den Angeklagten, bedeutende Beträge
an Diäten und Reisekosten für die aus dem ganzen Schwnrgerichtsbezirke zu¬
sammenkommenden Geschwornen, Nichter, Staatsanwälte, Zeugen und Sach¬
verständige zu zahlen, die Geschwornen endlich werden dadurch häufig auf
längere Zeit, oft wochenlang ihrem eigentlichenBerufe entzogen, nicht zu gedenken
der vielen mit der Bildung des Schwurgerichts zusammenhängenden Schrei¬
bereien. Alles dies wäre zu vermeiden, wenn die Schwurgerichte als selbständige
Gerichte beseitigt und die §Z 79 und 80 des Gerichtsverfafsungsgesetzes, welche
jetzt lauten:

s 79. Für die Verhandlung und Entscheidung von Strafsachen treten
bei den Landgerichten periodisch Schwurgerichte zusammen.

§ 80. Die Schwurgerichte sind zuständig für die Verbrechen, welche
nicht zur Zuständigkeit der Strafkammern und des Reichsgerichts gehören

etwa dahin abgeändert würden:
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Über alle Strafsachen, welche nicht in den §K 72 bis 74*) erwähnt
oder der Zuständigkeit des Reichsgerichtes überwiesen sind, haben die
Strafkammern der Landgerichte unter Zuziehung von Geschwornen zu er¬
kennen.

Damit fiele die Inkorrektheit weg, daß jetzt schwurgcrichtlicheEntscheidungen
„außerhalb der Dauer der Sitzungsperiode", also mit andern Worten zu einer
Zeit, wo es gar kein Schwurgericht giebt, nötig werden und von den Straf¬
kammern oder den Landgerichtspräsidentcn erlassen werden muffen; es würden
regelmäßige Geschwornentage bei den Landgerichten angesetzt werden können,
wie jetzt das Amtsgericht seine Schöffentage hat, der Geschworne könnte im
voraus für das ganze Jahr feine Einrichtungen treffen und würde lieber mehr¬
fach auf einen Tag an den Gerichtssitz kommen als, wie jetzt, in vier Perioden
von unberechenbarer Dauer vom Hause entfernt sein; die Aburteilung der Sache
aber könnte ungleich schneller erfolgen als bisher. Zugleich fielen die jetzigen
großen Bezirke und damit verringerten sich die zu zahlenden Diäten und
Reisekosten. Anch an Bedeutung mürde das Schwurgericht nicht verlieren,
da im Gegenteil nun die Bewohner von viel mehr Orten Gelegenheit haben
würden, einer Schwurgerichtssitzung beizuwohnen, zumal da meiner Ansicht nach
auch mit jeder detachirten Strafkammer ein Schwurgericht verbunden werden
müßte.

Man wird freilich gegen diesen Vorschlag den schon oben angedeuteten
EinWurf erheben, daß, wenn die Zahl der Schwurgerichte vermehrt werde, auch
die Zahl der Geschwornen eine Vermehrung erleiden und so statt einer Er¬
leichterung nur eine Erschwerung eintreten würde. Aber, wie ich auch schon
angedeutet habe, dieser Vvrwurf ist mehr scheinbar als wirklich zutreffend. Nicht
darin liegt die Belästigung, auf der Liste der Geschwornenzu stehen, sondern öfter
und auf längere zur Verhandlung Zeit zugezogen zu werden. Würden nun bei der
hier vorgeschlagenen Einrichtung die fchwurgerichtlicheu Straffälle auf die ein¬
zelnen Landgerichte und detachirten Strafkammern verteilt, so würden die Ge¬
schwornen der einzelnen Bezirke um soviel weniger einberufen, stets nnr auf
einen Tag, und da sie dann nur auf eine kurze Entfernung zu reisen brauchen,
so wäre es für sie mit keiner erheblichenBelästigung verbunden, cinigemale im
Jähre dcu Schwurgerichtssitz zu besuche«, der doch mehr oder weniger der
geschäftlicheMittelpunkt der Umgegend sein würde.

Schlösse man so die Schwurgerichte an die ständigen Gerichte an, so würde
es sich empfehlen, dies entsprechend der preußischen Strafprozeßordnung vom
25. Juni 1867 auch für die Schöffeu zu thun, sodaß nicht mehr wie nach der
Reichsstrafprozeßordnnng die Schöffengerichte neben den Amtsgerichten stünden,

*) In diesen Paragraphen ist die Zuständigkeit der Strafkammern ohne Zuziehung
von Geschwornenfestgestellt.
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sondern in den entsprechenden Strafsachen mir die Amtsrichter zwar unter Zu¬
ziehung von Schöffen, aber als Amtsgericht zu erkennen hatten, womit neben
sonstigen formellen Jnkonvenicnzen namentlich die Ungereimtheit des § 211
der Strafprozeßordnung wegfiele, nach welchem ein verhafteter und geständiger
Angeklagter vom Schöffengericht ohne Zuziehung von Schöffen abgeurteilt wird.

Der zweite Vcrbcsscrnngsvorschlag des Entwurfes bezweckt eine anderwcite
Regelung der Gcschäftsbchandlung bei den Kollegialgcrichten. Die Sicherung
der richterlichen Unabhängigkeit, allerdings eine der Hauptstützen der Rechts¬
sicherheit im Staate, ist in unsern Justizgesetzcn derart ans die Spitze getrieben,
daß die Justizverwciltnng fast ganz beiseite geschoben ist; namentlich waren zu
diesem Zwecke die sogenannten Präsidien der kollegialischenGerichte (bestehend
aus dem Präsidenten, den Direktoren oder Senatspräsidentcn und dem ältesten
oder den beiden ältesten Gerichtsmitgliedern) geschaffenund diesen die Befugnis
gegeben worden, die Gcrichtsmitglieder auf die einzelnen Kammern oder Senate zu
verteilen, eine Einrichtung, welche in keiner einzigen Gesetzgebung ein Vorbild hatte.
Die Klagen über die Rechtsprechungder Strafkammern haben nun zu der Wahr¬
nehmung geführt, daß die Zusammensetzung der Strafkammern mangelhaft ist,
und der preußische Justizminister sah sich deshalb bereits 1882 uuter allge¬
meinem Beifall veranlaßt, die Präsidenten der Oberlandesgcrichte darauf auf¬
merksam zu machen, daß man den Strafkammern vielfach die weniger brauch¬
baren Elemente zuzuweisenpflege, und daß dem berechtigten Verlangen, einzelne
Nichter nicht ausschließlich in Zivil- oder Strafsachen zu beschäftigen, Rechnung
zu tragen sei. „Die Präsidien — sagt die Begründung des hier besprochenen
Entwurfs — werdcu regelmäßig der Gefahr ausgesetzt sein, persönliche Wünsche,
sowie Rücksichtenauf ihnen nahestehende Kollegen allzusehr in Rechnung zu
ziehen; sie sind selbst auf das lebhafteste dabei intcressirt, als Genosfeu ihrer
Arbeit möglichst ihnen sympathische Nichter zu erwählen, und können dies In¬
teresse umso freier verfolgen, als alle Anordnungen unter dem Namen des
kollegialischen Präsidiums ergehen. So kann es nicht befremden, wenn die
Anordnungen der Präsidien, auch abgesehen von den auf die Bildung der
Strafkammern bezüglichen Verfügungen, in vielen Fällen Anlaß zur Beschwerde
gegeben haben." Es sollen daher die Präsidien beseitigt und die Bildung der
Senate und Kammern der Justizverwaltung übertragen werden, welche auch
den Stellvertreter des Kammerpräsidenten zu bestimmen hätten, während jetzt
das älteste Kammcrmitglied diese Stellvertretung ausübt, woher es kommt, daß
der Vorsitz häufig in die Hände von Nichtern kommt, welche, weil sie sich nicht
zum Vorsitzenden eignen, nicht zu Direktoren oder Senatspräsidenten ernannt
werden konnten. Es handelt sich also hier um eiue Änderung des Gesetzes,
welche nach der Begründung nur als Verbesserung anzusehen ist, der richter¬
lichen Unabhängigkeit iu keiner Weise zu nahe treten, sondern sie im Gegenteil
durch Beseitigung unberechtigter Einflüsse erhöhen, gleichzeitig aber für eine
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angemesseneBesetzung der Stellen sorgen würde, was ja lediglich Sache der
Justizverwaltung und nicht der Rechtsprechung ist.

Es wird ferner eine Erweiterung des Kontumazialverfcchrens bezweckt.
Mit Recht weist der Entwurf auf die Mängel des jetzigen unbedingten Er¬
fordernisses der Anwesenheit des Angeschuldigten hin und verlangt mit Rück¬
sicht auf diese Mängel, dem bisherigen preußischen Strafprozesse entsprechend, das
Kontumazialverfahren, d. h. Aufnahme des Beweises uud Urteilsfällung in Ab¬
wesenheit des ausgebliebenenAngeklagtenin den bei den Schöffen- uud Landgerichten
anhängigen Sache». Es entspricht dies teilweise den Wünschen, welche ich in
diesen Blättern bereits früher ausgesprochen habe,*) ich vermag aber nicht ab¬
zusehen, weshalb das Kontumazialverfahren auf die Schöffen- und Landgerichte
beschränkt und nicht auch ans die Schwurgerichte ausgedehnt werden soll, wie
es im preußischen Strafprozeß zugelassenwar. Wenn bei den Schwurgerichten
eine solche Verhandlung selten vorgekommen ist, so ist dies nicht, wie die Be¬
gründung unsers Entwurfes annimmt, ein Beweis für die prinzipielle Unzu-
lüssigteit, sondern es kam nicht vor, weil wegen eines Verbrechens stets Unter¬
suchungshaft zu erkennen war, also der Angeklagte sich weitaus in den meisten
Fällen der Verhandlung nicht entziehen konnte. Läßt man nun vor den Land¬
gerichten Kontumazialverhandlungen zu, obwohl diese sehr viele, der angedrohten
Strafe nach zur schwurgerichtlicheuZuständigkeit gehörige Strafthaten abzu¬
urteilen haben und nach dem vorliegenden Entwürfe noch mehr zugewiesen be¬
kommen sollen, dann ist es prinzipiell unrichtig, bei den Schwurgerichten die
Kontumazialverhandlung auszuschließen,da deren Zusammensetzungkeinen Grund
dagegen abgiebt. Die Kontumazialverhandlung muß unbedingt auch bei den
Schwurgerichten für zulässig erklärt werden. Selbstverständlich sind die Gerichte
berechtigt, die Anwesenheit des Angeklagten bei der mündlichen Verhandlung zu
verlange», falls dessen Anhörung zur Aufklärung der Sache erforderlich erscheint.
Natürlich muß dann auch iu der Berufungsinstanz bei Kontnmaz Beweis erhoben,
nicht, wie jetzt, die Berufung einfach als zurückgenommen angesehen werden.

Was sodann die Vereidigung der Zengen anlangt, so will der Entwurf
an Stelle des Vorcides den Nacheid setzen, die Vereidigung der Zeugen bereits
im Vorverfahren eintreten lassen und endlich die auf die Eidesleistung zu ver¬
wendende Zeit verringern.

Nach preußischem Prozesse war bekanntlich der Nacheid üblich, in allen
andern Bundesstaaten wurden die Zeugen vor der Vernehmung vereidigt. Dieser
PrvmissorischeEid wurde 1879 in die Strafprozeßordnung übernommen, in der
Erwägung, daß ein solcher Eid sich als ein wirksameres Mittel darstelle, den
Zeugen zur Aussage der Wahrheit zu bewegen als der assertorische. Jetzt wird
nun gesagt, man habe mehrfach, namentlich in den östlichen Provinzen Preußens,

*) Grenzbotm 1884, II, S. 473.
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wahrgenommen, daß beim Voreide die Bedeutung des Eides dem Zeugen nicht
recht klar sei, daß sich daraus viele falsche eidliche Aussagen ergeben hätten und
der Voreid geradezu eine Quelle des Meineides zu nennen sei; doch giebt die
Begründung zu, daß man in andern Bundesstaaten mit dem Voreide günstigere
Erfahrungen gemacht habe, und ich kann dem hinzufügen, daß auch im ehemaligen
Kurhesseu, wo bis zur Einführung der Strafprozeßordnung vom 26. Juni 1867
der Zeugeneid vor der Vernehmung geschworen wurde, mit dieser Einrichtung
keine schlechtenErfahrungen gemacht worden sind. Mit Rücksicht darauf will
der Entwurf den verschiednen Bedürfnissen gerecht werden, im allgemeinen den
Nacheid einführen, für die Rechtsgebiete jedoch, wo bis znm 1. Oktober 1879
die Vereidigung der Zeugen vor deren Vernehmung üblich war, dies bestehen
lassen, bis die Landesgesetzgebung den Nacheid einführen werde. Diese Lösnng
der Frage muß aber als eine unglückliche erscheinen; denn erstens würde da¬
durch ein sehr wesentlicher Teil des Strafprozeßrechtes, welches vcrfassuugs-
mäßig der Reichsgesctzgebung zusteht, dieser entzogen und der Landesgesetzgcbnng
überwiesen; sodann würde Deutschland gewissermaßenin zwei Nechtsgebicte, eins
mit zuverlässigen und eins mit unzuverlässigen Einwohnern geteilt; beides aber
muß unbedingt vermieden werden. Prüft man aber die Strafprozeßordnung
in ihrer maßgebenden Bestimmung (dem K 60) genauer, so erhellt, daß es,
um den angedeuteten Übelständen abzuhelfen, einer neuen Bestimmung garnicht
bedarf. Indem der Z 460 gestattet, die Vereidigung aus besoudern Gründen,
namentlich wenn Bedenken gegen ihre Znlässigkeit obwalten, bis nach Schluß
der Vernehmung auszusetzen, giebt er ja die Möglichkeit, bei jedem Zeugen, wo
es zweckmäßigerscheint, den Nncheid zu wählen; auch in den Bezirken, wo sich
im allgemeinen der Voreid nicht bewährt haben sollte, giebt es doch gewiß
zahlreiche Personen, bei welchen die Vereidigung unbedenklichder Vernehmung
vorangehen kann, und für die übrigen ist die Ausnahmebestimmung da. Ein
einigermaßen gewandter Richter wird nach einer ganz kurzen Unterredung auch
mit einem ihm bisher unbekannten Zeugen wissen, wvrau er ist, und darnach
die Frage wegen der vorgehenden oder nachfolgenden Vereidigung beantworten
können. Vielleicht könnte der H 60 etwas weiter gefaßt werden, sodaß die
uachfolgcudeVereidigung zwar nicht die Regel bilden, aber doch auch nicht auf
einzelne Allsnahmefälle beschränkt zu sein brauchte, daß es nicht eines förm¬
lichen Gerichtsbeschlusses zur Rechtfertigung des Nacheides bedürfte, dann wäre
nach allen Seiten hin gehvlfeu. Wenn aber die Begründung des Entwurfes
meint, beim Nacheide müßten in zeitraubender Weise die Generalfragen zweimal
gestellt werden, so übersieht sie, daß schon Schwarze in seinem Kommentar zur
Strafprozeßordnung es für genügend erklärt, die vor der Vereidigung gestellten
Generalfragen nach der Vereidigung einfach bestätigen zu lassen, daß es aber
auch in den meisten Fällen garnicht der Vereidigung auf die Generalien bedarf,
indem diese bei feststehender Jndentität der Persönlichkeit des Zeugen sehr oft
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(z. B. bezüglich des Vornamens, der Religion, des Alters) vollkommen gleich-
giltig sind. Will man trotz alledem den Nacheid einführen, dann thue man
es für das ganze deutsche Reich, nicht bloß für einzelne Teile; es ist dann
die Gleichheit der Gesetzgebunghöher anzuschlagen als die Befriedigung aller
Wünsche.

Ungcmeiu zweckmäßig ist dagegen die Absicht des Entwurfs, die Vereidigung
der Zeugen alsbald bei deren ersten Vernehmung im Vorverfahren zu verlangen
und nicht auf das Hauptverfahren aufzuschieben. Es wird jetzt manches Ver¬
fahren eingestellt oder auch eingeleitet, welches dieses Schicksal nicht gehabt
hatte, wenn die Zeugen sofort dnrch den Eid zur vollen wahrheitsgetreuen Aus¬
sage bewogen worden wären; beide Nachteile werden vermieden, weun sofort
alle Mittel zur Wahrheitsermittelung angewandt werden. Möge diese Bestim¬
mung daher sobald als möglich geltendes Recht werden, sie würde dann auch
in ihrer Konsequenz zur Beseitigung des so vollständig ungenügenden polizei¬
lichen Ermittelungsverfahrens führen. *)

Wie die Begründung unsers Entwurfes schon von Zeitverschwendung dnrch
die angeblich nötige doppelte Stellung der Gencralfragen redet, so will der Ent¬
wurf noch mehr für Zeitersparuug sorgen, indem er dem Richter gestatten will,
eine Mehrzahl von Zeugen gleichzeitig zu vereidigen. Hiervor ist aber ganz
entschieden zu warnen. Der Eid wird nach § 63 der Strafprozeßordnung
„mittelst Nachsprechens" der Eidesformel geleistet, nach § 134 des Strafgesetz¬
buches wird aber nur der wegen falschen eidlichen Zeugnisses bestraft, der ein
falsches Zeugnis mit einem Eide bekräftigt oder den vor seiner Vernehmung
geleisteten Eid verletzt. Will nun der Nichter eine Mehrzahl von Zeugen gleich¬
zeitig vereidigen, so fehlt ihm jede Koutrole dafür, daß alle diese Zeugen die
Formel überhaupt, und daß sie dieselbe richtig nachgesprochenhaben; und doch
kann ohne dies von einer Eidesleistung gar keine Rede sein. Mau vergegen¬
wärtige sich, wie oft ein einzelner Zeuge die Eidesformel falsch nachspricht und
male sich dann aus (was auch von anerkannten Praktikern bestätigt wird), was
bei einer Eidesleistung in otioro alles gesagt werden würde. Man bedenke aber
auch, wie bei einer solchen gemeinsamen Absagung der Eidesformel jede Feier¬
lichkeit verloren geht, und wie dies letztere noch viel mehr eintritt, wenn ein
Richter, wosür auch praktische Beispiele vorliegen, um die Gewähr für die rich¬
tige Nachsprechuug der vorgesagten Formel zu haben, die einzelnen Zeugen bei
einer gemeinsamen Vereidigung die einzelnen Stücke der Formel einzeln nach
einander sagen läßt: Ich schwöre, ich schwöre, ich schwöre, daß ich, daß ich,
daß ich u. s. w. Man muß alles dies nur selbst mitgemacht haben, um die
Bedenken, welche eine gemeinschastliche Vereidigung mehrerer Zeugen gegen sich
hat, vollständig würdigen zu können.

*) Vergl. meine Ausführungen hierüber in den Grenzboten 1886, I, S. 32S ff.
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Nichtig ist es ja, daß jetzt bei den Eidesleistungen unverhältnismäßig viel
Zeit verloren geht; es würde sich dies aber vielleicht in andrer Weise unter
gleichzeitiger Verminderung der Eide überhaupt beseitigen lassen, wie ja auch
der Z 56». des Entwurfes gestatten will, von der Vereidigung eines Zeugen
abzusehen, dessen Aussage sich nach richterlicher Überzeugung offenbar als un¬
glaubwürdig darstellt, eine Bestimmung, welche sreilich beim Voreide nicht
ausführbar ist. Man kann für Beamte, welche auf die Glaubwürdigkeit
ihrer Anzeigen verpflichtet sind, oder bei Beamten überhaupt, sofern sie über
eine dienstliche Wahrnehmung vernommen werden, die Versicherung auf den
Diensteid einführen. Man kann den Parteien das Recht einräumen, auf die
Vereidigung des Zeugen mit Zustimmung des Gerichtes zu verzichten, wobei
dem öffentlichen Interesse nichts vergeben würde, da ja der Vertreter des öffent¬
lichen Interesses, der Staatsanwalt, am Verzichte teilzunehmen hat, und wobei
in sehr vielen Fällen nichts in Frage gestellt würde, da ja namentlich Sachver¬
ständige meist am Ausgange eines Strafverfahrens ohne jegliches persönliche
Interesse sind. Man könnte auch den Weg wählen, den die kurhessische Straf¬
prozeßordnung vom 28. Oktober 1863 einschlug, welche im amtsgerichtlicheuStraf¬
verfahren die Vereidigung der Auskunftspcrsonen nur auf Verlangen einer der
beiden Parteien oder auf Grund des richterlichenErmessens gestattete, eine Ein¬
richtung, welche allerdings nur bei einer sehr geringen amtsgerichtlichen Zu¬
ständigkeit empfehlenswert sein dürfte. Ob und welchen dieser verschiednen
Wege man für zweckmäßighalten möchte, darüber läßt sich ja streiten; jeden¬
falls kommt man auf ihnen weiter als mit der gemeinschaftlichenVereidigung
der Zeugen.

Es bleibt noch übrig, kurz darauf hinzuweisen,daß neben dem Gerichtsstande
der begangenen That und des Wohnortes auch der der Ergreifnng eingeführt
werden, daß für alle im In- und Auslande begangenen Gesetzesübertretungen
in Ermangelung eines besondern Gerichtsstandes das Reichsgericht denselbenbe¬
stimmen, daß der Zeuge wie früher über keine Thatsachen, die ihm zur Schande ge¬
reichen können, Aussage zu machen verpflichtet sein soll, daß der vor Erhebung der
öffentlichen Klage erlassene Haftbefehl nicht, wie jetzt schon, nach einer Woche, sondern
erst nach sechs Wochen (bei Übertretungen nach zwei Wochen) aufgehoben werden
soll, falls bis dahin öffentliche Klage nicht erhoben ist, daß der Vorsitzende die Lei¬
tung der Verhandlungen und Aufnahme der Beweise in einzelnen Sachen ganz oder
teilweise soll einem Beisitzer des Gerichtes übertragen können, daß in dein Urteil
auch die Gründe angegeben werden sollen, aus welchen die für erwiesen ange¬
sehenen Thatsachen als erwiesen angesehen werden, daß bei Einlegung der Be¬
rufung nicht mehr wie jetzt einzelne Beschwerdepnnktesollen angegeben werden
können, sondern angegeben werden müssen, und beim Mangel einer solchen An¬
gabe die Berufung nicht wie jetzt das ganze Urteil angreifen, sondern als nicht
eingelegt gelten soll, daß die Wiederaufnahme des Verfahrens auf Grund neuer
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Thatsachen und Beweismittel nur zulässig sein soll, wenn dieselben neu entdeckt
sind, und daß im Wiederaufnahmeverfahren nnr dann vhne Erneuerung der
Hanptverhcmdlung soll entschieden werden können, wenn der Angeklagte gestorben
oder geisteskrank geworden ist; alles dies sind sehr zweckmäßige, ja zur Ver¬
besserung der Strafprozeßordnung notwendige Bestimmungeu, namentlich die
über die Berufung und das Wiederaufnahmeverfahren sind geeignet, einer vielfach
beobachteten frivolen Anwendung dieser Rechtsmittel entgegenzuwirken.

Aus dem gesamten Inhalte der Vorlage geht in erfreulichster Weise her¬
vor, daß nicht mehr vorzugsweise der Gedanke, dem Angeklagten Schutzmittel
gegen die Augriffe des Staatscmwaltes zu gewähren, im Strafprozeß maß¬
gebend sein, sondern daß die Justiz wieder ungehindert ihres Amtes walten soll.
Darum wollen wir zum Schlüsse den Wunsch aussprechen, daß recht bald
zwischen den gesetzgeberischen Faktoren eine Einigung über die in dem hier be¬
sprochenen EntWurfe angeregten Fragen zustande kommen möge.

Zeitungsmusik.
Aphorismen zur Geschichte der Reklame.

s ist bekannt, daß seit ungefähr sechsunddreißig Jahren eine be¬
sondre Gattung musikalischer Produktionen, teils im Ernst teils
im Scherz, mit dem Namen „Zukunftsmusik" bezeichnet wird,
wohl nur, weil sie für die Gegenwart nicht recht paßt, mich in
dem Falle nicht, daß diese die früher prophezeite Zukunft ist.

Der passende Name wäre aber „Zeitnngsmusik," weil sie ihre Verbreituug einer
in früherer Zeit ganz unmöglichen Benutzung der öffentlichenBlätter, besonders
der Tagespresse verdankt, deren wahrhaft dämonischer Einfluß zwar nirgends
bestritteu wird, den aber in der Regel jeder nur bei andern zngiebt. Die fast
unglaublichen Resultate, die dadurch im Musikleben erreicht worden sind, näher
zu beleuchten, sowie die Art und Weise, wie sie erreicht worden sind, ist der
Zweck dieses Aufsatzes.

Diejenigen, deren Erinnerungen über das Jahr 1348 zurückreichen, werden
wissen, welche Fülle vou Marktschreiern, höflich Reklame genannt, durch die
ungeheure Entfaltung der Tagesprcsse ermöglicht und nach allen Richtungen
hin ausgeübt worden ist. Eine so weitverbreitete Kunst wie die Musik
konnte natürlich nicht davon verschont bleiben, es haben sich daher Dinge geltend
gemacht, welche in früherer Zeit, in der man gezwungen war, mit eignen
Ohren zu höreu, garnicht oder doch nur vorübergehend beachtet worden wären.
Nicht als ob es sonst gänzlich an Reklame gefehlt hätte, aber sie war zu un-
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